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Zu verschiedenen Partei- und Fraktionswechseln

Wählerverarschung – ein 
Stilmittel der Basler Politik
Von Roland Stark

Jedes Jahr erscheint eine Untersu­
chung über das Ansehen der einzelnen
Berufe. Die Reihenfolge ändert jeweils
nur wenig. An der Spitze rangieren 
Feuerwehrleute, Ärzte und Kranken­
pfleger. Weit abgeschlagen findet man
die Politiker, nur noch wenige Plätze
vor dem Schlusslicht, den Versiche­
rungsvertretern.

Politikerbeschimpfung ist ein Volks­
sport geworden. Jeder und jede fühlt
sich berufen, kübelweise Dreck und
Häme über die Volksvertreter auszu­
giessen. Glaubt man den Zuschriften in
den sogenannten sozialen Medien,
tummeln sich in der Politik vorwiegend
Versager, gestrandete Existenzen und
korrupte Individuen. Zunehmend kla­
gen Politikerinnen und Politiker über
Hass, Drohungen, Beleidigungen und
Verachtung. «Politik als schmutziges
Geschäft» gehört zu den ältesten und
beliebtesten Vorurteilen.

Kaum jemand rafft sich auf, die
angegriffenen Personen zu verteidigen,
die Betroffenen selbst fressen ihre 
Empörung in sich hinein oder verlassen
resigniert die politische Bühne. Wer 
doch den Weg in die Öffentlichkeit
sucht, wird als Weichei abgestempelt.
Übrig bleiben bald nur noch die Rüpel
mit den spitzen Ellenbogen oder 
unscheinbare Anpasser ohne Ecken 
und Kanten.

Die meisten Vorwürfe an die
Adresse der Politiker sind zutiefst unge­
recht und schlicht falsch. Trotzdem
sind sie an der Entwicklung nicht 
schuldlos. Selbst in der eher gemütli­
chen Basler Politik häufen sich Vorfälle,
die der Politikverdrossenheit und Poli­
tikverachtung reichlich Nahrung
zuführen.

Im März letzten Jahres traten auf
einen Schlag sechs Grossrätinnen und
Grossräte der linken Gruppierung
BastA! aus dem Parlament zurück. Der
Grund war weder Ermüdung noch
Frustration, vielmehr wollten die
Demissionäre ihren Nachfolgern grös­
sere Chancen für die Erneuerungswah­
len im Herbst 2016 verschaffen. Die
Kritik an diesem Manöver blieb leise, 
eher wurde noch die taktische Meister­
leistung gelobt. Der Zweck heiligt die
Mittel.

Kaum waren die Wahlen im Okto­
ber vorbei, überschlugen sich die Ereig­
nisse. Die auf der Liste des Grünen
Bündnisses gewählte Nora Bertschi ver­
zichtete auf ihr Amt, immerhin noch 
mit einer nachvollziehbaren berufli­
chen Erklärung.

Über die Weihnachtstage sendete
der Körper von Daniel Goepfert deutli­

che Warnsignale an den ehemaligen
Grossratspräsidenten, der daraufhin 
aus gesundheitlichen Gründen eben­
falls sein Mandat niederlegte. Dass
seine Nachfolgerin auf der SP­Liste
wesentlich weiblicher und jünger ist als
das «Urgestein», verschafft dem Rück­
zug, zumindest parteiintern, noch eine
zusätzliche Legitimation als Frauen­
und Jugendförderer.

Kurz darauf erklärte die zweimalige
Regierungsratskandidatin der Grün­
liberalen, Martina Bernasconi, ihren 
Übertritt in die freisinnige Fraktion, die
dadurch aus heiterem Himmel mit
ihrem ersten weiblichen Mitglied ver­
stärkt wurde.

Noch war die alte Legislaturperiode
nicht abgelaufen, da flüchtete der
grüne Grossrat Ugur Camlibel in die
schützenden Arme der SP­Fraktion. Vor
zehn Jahren hatte Camlibel den umge­
kehrten Weg beschritten, allerdings aus
exakt denselben Gründen. Er fühlte 
sich zu wenig akzeptiert und an den
Rand gedrängt.

Dann wurde noch das Gerücht ver­
breitet, der SP­Grossrat Otto Schmid
aus Riehen würde aus Enttäuschung
über seine Nichtwahl als Präsident der
Gesundheitskommission und vor allem
die unappetitlichen Nebengeräusche 
Übertrittsgespräche mit der FDP füh­
ren. Unterdessen verfolgt er aber «Opti­
onen» innerhalb seiner Fraktion.

Wenn am 8. Februar 2017 der neu
gewählte Grosse Rat erstmals zusam­
mentritt, entspricht die Zusammenset­
zung des Parlaments nicht dem Wäh­
lerwillen. Welches auch immer die
Gründe für die Wechsel oder Verzichte 
gewesen sein mögen (Gewissen, Ent­
täuschung, Karriere, Taktik), die Wäh­
lerinnen und Wähler müssen sich ver­
arscht vorkommen. Was sich in den
letzten Monaten abgespielt hat, war ein
Programm zur Förderung der Politik­
verdrossenheit.

Jammern hilft nicht. Und leider
lässt sich Glaubwürdigkeit nicht per 
Gesetz oder Verordnung erzwingen.
Immerhin gäbe es einen einfachen
Weg, den wechselwilligen Grossrats­
mitgliedern diejenigen Sitze abzuer­
kennen, die sie in der alten Fraktion 
erworben haben. Eine solche Regelung
kennt der Kanton Freiburg. Paragraf 25 
Abs. 5 des Grossratsgesetzes lautet:

«Das Mitglied des Grossen Rates, 
das aus einer Fraktion austritt oder aus
ihr ausgeschlossen wird, muss von
allen Ämtern, in dem es vom Grossen
Rat gewählt wurde oder es vom Büro 
bezeichnet wurde, zurücktreten.»

Zweifellos würde eine derartige 
Bestimmung dem unheilvollen Wech­
seltreiben schnellstens den Garaus 
machen. Ich warte jedenfalls gespannt 
darauf, welche Fraktion im neuen Par­
lament die Initiative ergreift, um der
Glaubwürdigkeit der Politik und vor 
allem auch des Parlaments einen Dienst
zu erweisen.
Roland Stark (SP) ist ehemaliger Gross-
ratspräsident.

Abstellgleis, Wartsaal
und Gnadenhof
Wer politisch nichts zu sagen hat, landet im Bürgergemeinderat

Von Alessandra Paone

Basel. An der Delegiertenversammlung
der Basler SP im November rief Sarah 
Wyss am Ende der Veranstaltung in den
Saal: «Vielleicht interessiert es nieman­
den, aber im nächsten Jahr sind noch 
Bürgergemeinderatswahlen.» Sarah
Wyss ist Grossrätin, selber Bürgerge­
meinderätin und Wahlkampfleiterin.

Ihr Erinnerungsruf ist bezeichnend:
Die Bürgergemeinde ist längst nicht 
mehr das, was sie einmal war. Ihre 
Ausstrahlung ist gering, ihr Spielraum
stark begrenzt. Sie kümmert sich um
das Waisenhaus, das Bürgerspital, die
Christoph Merian Stiftung und die
Zünfte. Und um Einbürgerung, wobei 
ihr Einfluss auch hier beschränkt ist.

Entsprechend ist der Run auf einen
Listenplatz für die Bürgergemeinderats­
wahlen vom 21. Mai bei den Parteien
eher bescheiden. Früher war die Bürger­
gemeinde noch eine Talentschmiede, ein 
Sprungbrett. Der abtretende Erzie­
hungsdirektor Christoph Eymann etwa
sass zuerst im sogenannten kleinen Par­
lament, bevor er in den Grossen Rat 
gewählt wurde, später den Sprung in die
Kantonsregierung und zuletzt erneut in
den Nationalrat schaffte. 

Heute ist das Gremium zu einer
Mischung aus Abstellgleis, Wartsaal 
und Gnadenhof verkommen. Für den

Bürgergemeinderat kandidiert, wer 
keine Chance auf ein anderes politi­
sches Amt hat. Oder wer sich zu Höhe­
rem berufen fühlt, das passende Amt 
aber noch nicht frei ist. Oder wer am
Ende seiner politischen Karriere nicht
loslassen kann und sich an den letzten
Grashalm klammert – der Bürger­
gemeinderat als Zückerli. Mancher
kandidiert aber auch nur der Partei 
zuliebe, als Stimmenfänger. So sind auf
den Listen auch immer wieder Aushän­
geschilder der Parteien zu finden.

Vorerst mandatslos
Die SVP hat ihre Kandidaten für den

Bürgergemeinderat zwar noch nicht
nominiert. Lorenz Nägelin hat aber in 
der BaZ bereits angekündigt, für das
Amt zur Verfügung zu stehen. Der SVP­
Mann gehört in die Kategorie Wartsaal, 
würde aber auch in den Gnadenhof pas­
sen. Nachdem im vergangenen Herbst
seine Regierungspläne gescheitert sind,
ist er nun wegen der Amtszeitbeschrän­
kung nach 16 Jahren auch aus dem
 Grossen Rat ausgeschieden. Vor einer
Woche nahm er zum letzten Mal an
einer Sitzung teil. 

Aufs Abstellgleis lässt sich Nägelin 
jedoch nicht schieben, dafür sind seine
politischen Ambitionen noch zu gross:
Er schliesst eine erneute Regierungs­
kandidatur nicht aus. Auch für das Par­

teipräsidium wäre er offen. Noch ist die­
ser Posten aber besetzt. Bis dahin ist der
Rettungssanitäter darum bemüht, poli­
tisch irgendwie im Gespräch zu bleiben.

Auf politischen Umwegen
Zwischen Abstellgleis und Wartsaal

befindet sich Michel Rusterholtz. Seine
«Tour de Parteien» hat dazu geführt,
dass der einstige SVP­ und spätere 
BDP­Grossrat nun ohne Amt dasteht,
was er sehr bedauert. Konsequenz: Er
trat der FDP bei und kandidiert nun für
den Bürgergemeinderat, in der Hoff­
nung, bei den nächsten Gesamterneue­
rungswahlen im Jahr 2020 den Weg 
zurück in den Grossen Rat zu finden.

Auf der Kandidatenliste der Freisin­
nigen sind auch Namen zu finden wie
jener des Parteipräsidenten und Gross­
rats Luca Urgese oder des Grossrats 
David Jenny, einem Aushängeschild der
FDP­Fraktion im Parlament. Beide dürf­
ten wohl als Stimmenfänger auf der
Liste stehen. Genauso der frühere 
Gross­ und Nationalrat Daniel Stolz.

Gülsen Öztürk dürfte nach dem
Grossratsmandat wohl für kein höheres
Amt mehr infrage kommen. Die SP­Frau 
reichte in ihrer zwölfjährigen Amtszeit
gerade einmal neun Vorstösse ein; ihr
Einfluss war bescheiden. Nun kandi­
diert sie für den Bürgergemeinderat – in
der Kategorie Abstellgleis.

Wenn sich der Verkehr im Kreis dreht
Panne oder Absicht? Basler Bürgerliche fordern bessere Signalisation beim Aeschengraben

Von Nina Jecker

Basel. Am Aeschengraben wird gebaut.
Dass das für Stau und Ärger sorgt, war 
vorauszusehen. Nicht genügend vor­
ausgeplant haben aber offenbar die Bas­
ler Behörden. Anstatt den Verkehr mit­
tels ausgeschilderter Umleitungen um
die Baustelle herumzuführen, unter­
liess man es an vielen Stellen, entspre­
chende Schilder aufzustellen.

Das Chaos, das in den ersten Tagen 
der Sperrung rund um den Aeschen­
platz entstand, hat FDP­Präsident Luca
Urgese beobachtet. Er hat seinen
Arbeitsplatz im Anfos­Haus und sieht 
direkt auf die Henric­Petri­Strasse.
Dorthin, wo verwirrte Automobilisten 
im Kreis fahren, weil die Zufahrt zum
Aeschengraben gesperrt ist, dies aber
nicht rechtzeitig signalisiert wurde.
«Das Chaos ist perfekt», sagt Urgese. 
«Ein richtiges Hupkonzert» sei da losge­
gangen. «Die Verantwortlichen haben
nicht begriffen, wo die Problempunkte
sind», sagt Urgese. Es fehlt eine klare 
Signalisation, der die Autofahrer folgen
können.» Hier sei nicht sorgfältig gear­
beitet worden.

LDP­Grossrat Heiner Vischer ist Mit­
glied der grossrätlichen Umwelt­ und
Verkehrskommission. Er geht noch wei­
ter und vermutet, dass die fehlende Sig­
nalisation vom Bau­ und Verkehrs­
departement gewollt ist. «Ich befürchte, 
dass dieses Chaos mit Absicht verur­
sacht wurde», sagt er. Ein Verdacht, den
auch SVP­Parlamentarier Joël Thüring
hegt. Die Vermutung der beiden Bür­
gerlichen: Zu Beginn einer Baustelle

werde bewusst schlecht signalisiert, um
Stau zu verursachen. «Man will die
Autofahrer ein bisschen im eigenen Saft 
schmoren lassen, bis schliesslich Ver­
besserungen gemacht werden», sagt
Vischer. Als Motiv dahinter nennt er den
Wunsch der Behörden, die Leute zu
erziehen. «Sie wollen, dass möglichst 

viele vom Auto auf den öffentlichen Ver­
kehr oder aufs Velo umsteigen.»

FDP­Grossrat und TCS­Präsident 
Christophe Haller übt ebenfalls Kritik
am Vorgehen des Bau­ und Verkehrs­
departements (BVD). Er ist aber wie
sein Parteikollege Urgese der Meinung,
dass dahinter wohl kein System stecke. 
«Es ist einfach leider so, dass die Koordi­
nation bei Baustellen noch immer nicht
richtig klappt.» Ihm graue bereits vor 
den Sommermonaten, wenn noch mehr
Baustellen dazukämen. «Denn offenbar
setzt man bei der Entwicklung von Sig­
nalisationen und Umleitungen nicht die
besten Leute ein», sagt Haller.

Neue Signalisation aufgestellt
Gewerbeverbandsdirektor Gabriel

Barell wirft den zuständigen Behörden
in diesem Zusammenhang «mangelnde
Sensibilität für wirtschaftliche Zusam­
menhänge und die volkswirtschaft­
lichen Kosten» vor. Das Verkehrschaos 
führe nicht nur zu Mehrkosten für alle
Betriebe, die dadurch Zeit verlieren,
sondern verstopfe auch die Zufahrten 
zu den für die Geschäfte und Arbeit­
geber wichtigen Parkhäuser.

Beim BVD hat man auf die Kritik
reagiert. Seit Dienstagnachmittag weist 
beim Anfos­Parkhaus ein Schild auf die
Sperrung hin. Bis gestern Abend wur­
den zudem weitere Massnahmen umge­
setzt. Dazu gehört unter anderem ein
weisser Pfeil mit der Schrift «Bahnhof 
SBB» in Richtung Elisabethenkirche an
der Kreuzung Sternengasse/Henric­
Petri­Strasse. Dieser soll verhindern,
dass sich der Verkehr im Kreis dreht.

Zwitschern um die Wette
Viele Farben im Vogelhaus.  Das Vogelhaus im Basler Zolli hat im Winter seinen
speziellen Reiz – gerade am frühen Morgen sind viele Vögel sehr aktiv und zwit-
schern in den schönsten Tönen. Wer genau hinschaut, entdeckt etwa die beson-
ders neugierigen Rotschwanz-Häherlinge, die meistens paarweise unterwegs 
sind, oder die Schamadrossel, die mit wunderbarem Gesang auffällt. Andere 
muss man eher suchen, zum Beispiel die Türkis-Tangare (Bild). Die ersten zogen 
im letzten Jahr in Basel ein, von Wuppertal her. Sie tragen ein blau-schwarz-weis-
ses Gefieder, das in der Sonne besonders schillert. mv  Foto Torben Weber

Leider lässt sich
Glaubwürdigkeit nicht 
per Gesetz oder 
Verordnung erzwingen. 

Will noch nicht aufhören.
Gülsen Öztürk, SP.

Will zurück in den Grossen Rat. 
Michel Rusterholtz, FDP.

Will im Gespräch bleiben.
Lorenz Nägelin, SVP.

Velos dürfen weiterhin
bei Rot rechts abbiegen
Basel. Nach einer zweijährigen Pilot-
phase führen die Basler Behörden nun 
an zehn Ampeln für Velofahrer das 
Recht ein, auch bei Rot rechts abzu-
biegen. Basel übernimmt hier in der 
Schweiz eine Pionierrolle. Unter dem 
Titel «Velofreundliche Lichtsignal-
anlage» hatte der Basler Versuch denn 
auch in anderen Städten Beachtung
gefunden. Ende Dezember hat der
Pilotversuch geendet und wird derzeit
ausgewertet. Erste Erkenntnisse liegen
aber bereits vor, wie das Bau- und Ver-
kehrsdepartement gestern mitteilte.
Während 550 Stunden wurde die Situa-
tion an den zwölf Standorten beobach-
tet. In dieser Zeit fuhren dort rund
40 000 Velofahrer vorbei, gut 17 000
bogen rechts ab. Von ihnen nutzten 
wiederum 6000 die Möglichkeit, bei 
Rot rechts abzubiegen. In der Pilot-
phase ist es zu keinen Unfällen im 
Zusammenhang mit dem freien 
Rechtsabbiegen gekommen. Das Amt 
für Mobilität Basel-Stadt wird nun
einen Bericht verfassen und diesen 
dann dem Bund vorlegen. ni


